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1. Aufgabenfelder und Gremienbesetzung
Unter dem Dach der Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. (LAGS) haben sich aktuell 28 Selbsthilfeverbände behinderter und chronisch kranker Menschen und ihrer Angehörigen aus Bremen und Bremerhaven zusammengeschlossen. Die LAGS arbeitet für die Selbstbestimmung und Selbstvertretung von Menschen mit Behinderungen und chronischen Erkrankungen. Die LAGS unterstützt die Selbsthilfe der Betroffenen und fördert deren Vernetzung zum gemeinsamen Erfahrungsaustausch und zur gegenseitigen Unterstützung.

Arbeitsschwerpunkte der LAGS Bremen e.V. sind u.a.:

· Unterstützung von behinderten und chronisch kranken Menschen bei der Bewältigung von Krankheiten und psychischen Problemen,

· Information und Beratung behinderter und chronisch kranker Menschen über die aktuelle Entwicklung in der Sozial-, Gesundheits- und Behindertenpolitik,

· Unterrichtung der gesetzgebenden Organe und zuständigen Behörden über Probleme, Bedürfnisse, Anliegen und Forderungen von behinderten Menschen,

· Anregung gegenüber Öffentlichkeit, Verwaltung und Politik von Maßnahmen, die zur Verbesserung der gesundheitlichen, gesellschaftlichen und persönlichen Lage behinderter und chronisch kranker Menschen dienen,

· Sozialberatung zu allen relevanten Themen für Menschen mit Behinderung und chronischer Erkrankung,

· Hinweis auf weiterführende Informations- und Beratungsleistungen,

· Ermöglichung von Arbeitskreisen für Selbsthilfeinteressierte und öffentlichkeitswirksame Hinweise hierauf,

· Zusammenarbeit mit Organisationen ähnlicher Zielsetzungen,

· enge Kooperation mit dem Landesbehindertenbeauftragten.

Zu den satzungsgemäßen Zielen der LAGS gehören zudem die Koordinierung der Interessen von Menschen mit Beeinträchtigungen und deren Vertretung gegenüber Öffentlichkeit, Politik, Behörden, Ausschüssen und Institutionen.

Im Rahmen dieser Aufgabenstellungen ist die LAGS in folgenden Gremien bzw. ständigen Ausschüssen vertreten:

· In der Deputation für Soziales bei der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen in beratender Funktion,

· im beratenden Ausschuss für behinderte Menschen bei dem Integrationsamt,

· im Widerspruchsausschuss bei dem Integrationsamt,

· im Medienrat Bremen,

· in der zentralen Arbeitsgruppe zur Versorgung Geistig- und Mehrfachbehinderter und psychisch Kranker bei der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen,

· im Landespflegeausschuss,

· in der Landesarbeitsgemeinschaft für Betreuungsangelegenheiten bei der überörtlichen Betreuungsbehörde der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen,

· im Forum Barrierefreies Bremen,

· im Arbeitskreis Bremer Protest gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen,

· im Beirat der Behindertenverbände Bremens zur Begleitung des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes,

· im Ausschuss nach §20 c Abs. 1 Satz 2 SGB V für die Vergabe der Selbsthilfe-Fördermittel der Krankenkassen,

· in der Arbeitsgruppe Folgenabschätzungen Rechtsverordnungen bei der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen,

· im Begleitausschuss Stadtführer für behinderte Menschen Bremen,
· in dem temporären Expertenkreis zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen.
2. Der Vorstand der LAGS Bremen
Der Vorstand der LAGS Bremen prägt nicht nur die Verbandspolitik, sondern hat auch im Berichtszeitraum konkret und persönlich an der Umsetzung seiner inhaltlichen Vorgaben durch kontinuierliches ehrenamtliches Engagement beigetragen.

Auf der Mitgliederversammlung im Gehörlosenfreizeitheim am 18. Juni 2015 wurde der Vorstand der LAGS einstimmig entlastet.

Für folgende Arbeitsbereiche sind die jeweiligen Vorstandsmitglieder zuständig, regelmäßig tätig und auch persönlich ansprechbar:

	Dieter Stegmann

(1. Vorsitzender)

	Bauen, Wohnen, ÖPNV



	Patrick George

(2. Vorsitzender)

	Hörgeschädigte, berufliche Integration und berufliche Betreuung behinderter Menschen


	Andreas Hoops

(Rechnungsführer)

	Finanzen 




	Jürgen Karbe

(Beisitzer)

	Blinde und Sehbehinderte

	Lydia Stegmann

(Beisitzerin)


	Frauen und Behinderung

	Volker Heemsath

(Beisitzer)

Hans-Peter Keck
(Beisitzer)
	Forum Barrierefreies Bremen

Betreuungsrecht


Bei Bedarf können Interessierte Kontakt zu einem Vorstandsmitglied über die Geschäftsstelle der LAGS aufnehmen. Von hier werden die Anfragen koordiniert und weitergeleitet.

3. Die Geschäfts- und Beratungsstelle der LAGS 
Schwerpunkte der Geschäftsstellenarbeit liegen in den Bereichen Mitgliederbetreuung, Koordination, Informationsverteilung, Administration, Planung, Beratung, politische Gremienarbeit, Interessenvertretung und Öffentlichkeitsarbeit.
Das Beratungsangebot - eines der zentralen Tätigkeitsfelder der LAGS Bremen - umfasste im Berichtszeitraum persönliche Beratungen in der Geschäftsstelle sowie fernmündliche, häusliche und schriftliche Beratungen. Im Mittelpunkt der Beratungen des vergangenen Jahres standen traditionell folgende Themenbereiche:
· Nachteilsausgleiche 
· Behinderung und Schwerbehindertenausweis

· Leistungsansprüche

· Selbsthilfegruppen

· Wohnberatung 
· Mitarbeit in Verbänden und Vereinen

· Arbeit und Beruf

· Barrierefreies Reisen

· Vermittlung von Rechtsbetreuung

· Betreuungsrecht

· Persönliches Budget

Nachteilsausgleiche - In diesem Zusammenhang wurden insbesondere Anfragen zu Steuer- und Versicherungsangelegenheiten bearbeitet. Darüber hinaus kamen Fragen zu Gebührenermäßigungen sowie Ermäßigungen im Reiseverkehr.

Behinderung und Schwerbehindertenausweis - Die Gewährung von besonderen Rechten bzw. Vergünstigungen für schwerbehinderte Menschen steht u.a. in Abhängigkeit vom Grad der Schwerbehinderung, der durch einen Schwerbehindertenausweis nachzuweisen ist. Diesbezüglich wurde zu den Themen Anträge und Verfahren beim Versorgungsamt beraten. Zudem bestand Beratungsbedarf mit Blick auf die Bemessung des Grades der Schwerbehinderung.

Leistungsansprüche nach SGB II, IX, XI und XII - In diesen Sozialgesetzbereichen gibt es regelmäßig hohen Beratungsbedarf. Insbesondere hinsichtlich der seit 1.1.2005 gültigen Gesetzestexte von SGB II und XII waren die Beratungsanfragen umfänglich. Bei zunehmenden Bestrebungen der Kostenträger, Leistungen gar nicht oder nicht in ausreichendem Maße zu bewilligen, sehen Menschen mit Beeinträchtigungen immer öfter den Anlass gegeben, sich von kompetenter Stelle unabhängige Beratungshilfen zu holen.

Selbsthilfegruppen - In Bremen und Bremerhaven gibt es über 150 Gruppen und Initiativen, die die Selbsthilfe bei gesundheitlichen Störungen, bei der Krankheitsbewältigung und bei psychosozialen Problemen zum Inhalt ihrer Arbeit gemacht haben. Im Rahmen von Beratungsgesprächen wurde im Bedarfsfall auf entsprechende Gruppen verwiesen oder Kontakte konnten hergestellt werden.

Wohnberatung - Beratungsbedarf zeigte sich zudem im Bereich Wohnen und Bauen. Insbesondere ging es in diesen Beratungsfeldern auch um die barrierefreie Umgestaltung von Wohnraum und die Ausgestaltung mit Hilfsmitteln. Beratungsbedarf ergab sich weiterhin durch öffentliche Stellen, die Anfrage hielten mit Blick auf die barrierefreie Umgestaltung von öffentlichen Gebäuden und Einrichtungen.

Verbände und Vereine - Regelmäßig erfolgen Anfragen von behinderten Menschen nach Möglichkeiten der Mitgliedschaft oder Mitarbeit in Verbänden oder Vereinen, die der jeweiligen Behinderungsform entsprechen. Hier kann - soweit möglich und bekannt - über Schwerpunktsetzungen der Vereine beraten und vermittelt werden.

Arbeit und Beruf - Die Vermittlung von behinderten Menschen in den allgemeinen Arbeitsmarkt erweist sich nach wie vor als äußerst problematisch. Dies bestätigten auch die Beratungsbedarfe von Betroffenen zum Thema Arbeit und Beruf. Während speziellere Fragestellungen an entsprechende Fachdienste vermittelt wurden, konnten allgemeine Problemstellungen in der Beratungsstelle bearbeitet werden.

Barrierefreies Reisen – Menschen mit Behinderungen haben meist sehr individuelle Bedürfnisse hinsichtlich der Anreise, Ausstattung einer Urlaubsunterkunft, den örtlichen Gegebenheiten oder des Service vor Ort. Diese gilt es zu prüfen und nach einem Anbieter zu suchen, der vor dem Hintergrund von Erfahrungen passende Angebote vorlegen kann. Die LAGS ist bei der Suche nach entsprechenden Anbietern gerne behilflich.
Vermittlung von Rechtsberatung - Der LAGS Bremen sind eine Reihe von sozialrechtserfahrenen Anwälten persönlich bekannt. Im Bedarfsfall verweisen wir interessierte Ratsuchende an eine Auswahl von Anwälten, die über die notwendige Erfahrung im jeweils gefragten Rechtsgebiet verfügen.

Betreuungsrecht – Im Zusammenhang mit dem Betreuungsrecht haben die Beratungsanfragen in den vergangenen Jahren erheblich zugenommen. Von besonderem Interesse ist hier das Verfahren zur Anregung einer Betreuung, die Bedeutung einer Betreuung für die Selbstbestimmung eines Menschen oder die Nachfragen zu den unterschiedlichen Aufgabenkreisen (Gesundheits- und Vermögenssorge, Wohnungsangelegenheiten).

Persönliches Budget – Bereits seit dem 1. Januar 2008 haben Menschen mit Behinderung einen Rechtsanspruch auf ein trägerübergreifendes Persönliches Budget. Dieser Anspruch ergibt sich aus den entsprechenden Regelungen im Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe. Dadurch können Empfänger von Sozialleistungen von den Rehabilitationsträgern anstelle von Dienst- oder Sachleistungen zur Teilhabe ein Budget wählen. Hieraus bezahlen sie die Aufwendungen, die zur Deckung ihres persönlichen Hilfebedarfes erforderlich sind. Damit werden behinderte Menschen zu Budgetnehmern, die den Einkauf der Leistungen eigenverantwortlich, selbständig und selbstbestimmt regeln können.

Die LAGS ist von Montag bis Donnerstag von 8.00 - 16.30 Uhr telefonisch erreichbar. Zu diesen Zeiten können auch Termine für persönliche Beratungsgespräche vereinbart werden.

4. Verbandsarbeit und -entwicklung
Die Bilanz der Erfolge, an der die LAGS auf hiesiger Landesebene kontinuierlich und gemeinsam mit den Mitgliedsverbänden sowie weiteren Partnern gearbeitet hat, bedeutet nicht, dass nun nichts mehr zu tun wäre; im Gegenteil, die Arbeit fängt - wie immer - jetzt erst richtig an! Die neuen Gesetze müssen „mit Leben“ erfüllt und gefüllt werden. Es wird weiter „Protesttage“, Kundgebungen und Demonstrationen zur Umsetzung und Durchsetzung dieser neuen Rechte und Regelungen geben müssen. Aber das Klima hat sich deutlich positiv verändert. Behinderte Menschen sind nicht länger Bittsteller oder dankbare Empfänger von sozialen Wohltaten. Nein – sie haben einklagbare Ansprüche auf Teilhabe und bestimmen über ihre Belange zunehmend erfolgreich mit. Das können wir aber nur, wenn wir aktiv bleiben und uns selber weiterhin für unsere eigenen Belange einsetzen und kämpfen. Dann können und werden die nächsten zehn Jahre ähnlich erfolgreich sein wie die vergangenen zehn Jahre.

Erfreulich ist zudem, dass sich die finanzielle Förderung der LAGS Bremen durch die Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen in den Jahren 2015 und 2016 gefestigt hat. Dank der finanziellen Förderung durch die Krankenkassen können wir weiterhin unseren vierteljährlich erscheinenden Informationsdienst herausgeben. Im Informationsdienst werden sowohl aktuelle Beiträge aus den Mitgliedsverbänden, von lokalen und überregionalen Veranstaltungen und über relevante Publikationen veröffentlicht, als auch Informationen aus Sozialpolitik, Rechtspolitik und der öffentlichen Diskussion zu behindertenpolitischen Themen. Die steigende Zahl der Anforderungen des Infodienstes einerseits und die regelmäßigen Anfragen nach weitergehenden Informationen andererseits sind ein wichtiges Indiz dafür, dass dieses Informationsmedium von Mitgliedsverbänden, Einzelpersonen und Freunden der LAGS weiterhin interessiert zur Kenntnis genommen wird.

Im Dezember 2014 hat der Senat der Freien Hansestadt Bremen den Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen und die Einrichtung des Landesteilhabebeirats beschlossen. Nach dem Senatsbeschluss soll der Landesteilhabebeirat vor allem die Umsetzung der im Aktionsplan genannten Maßnahmen begleiten. Hier wird die LAGS durch den 1. Vorsitzenden Dieter Stegmann vertreten, der in dem Landesteilhabebeirat tatkräftig und engagiert mitwirkt. Zudem wurde Herr Stegmann auf der konstituierenden Sitzung zu einem der beiden Stellvertreter des Landesbehindertenbeauftragten gewählt. Weitere Vorstandsmitglieder (Herr Keck für die Lebenshilfe als auch Herr George für den Landesverband der Gehörlosen) arbeiten ebenfalls in dem Gremium mit.
5. Finanzen
Der Rechnungsführer der LAGS Bremen wird - wie in den Jahren zuvor - auf der Mitgliederversammlung einen genauen Bericht über die finanzielle Situation des Vereins geben.

6. Arbeitskreise der LAGS Bremen
Die LAGS organisiert Arbeitskreise für behinderte und chronisch kranke Menschen. Sie bietet so - auch in Kooperation mit anderen Einrichtungen der Behindertenselbsthilfe - Foren, in denen Behinderte ihre Anliegen verbands- und behinderungsübergreifend formulieren, diskutieren und problematisieren können, um letztlich durch politische Aktivitäten, private Initiativen, persönliches Engagement oder durch Öffentlichkeitsarbeit zu einer Verbesserung ihrer Lebenssituation aktiv beizutragen. Mit anderen Worten: Die Arbeitskreise bieten Hilfe zur Selbsthilfe.
6.1 Arbeitskreis Bremer Protest
Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen sowie von Organisationen von und für behinderte Menschen. Seit seiner Gründung im Jahr 1993 wurde der Arbeitskreis kontinuierlich zur festen Einrichtung der Behindertenselbsthilfe ausgebaut. An den allmonatlich stattfindenden Treffen in der Geschäftsstelle der LAGS Bremen beteiligen sich im Schnitt 20-25 Personen aus unterschiedlichen Organisationen oder aus privatem Interesse. Die Mitglieder des Arbeitskreises beschäftigen sich mit allen denkbaren Problemen der Behindertenselbsthilfe und leisten insbesondere die inhaltliche Vorbereitung der seit 1993 jährlich wiederkehrenden Tagesveranstaltung "Protesttag gegen Diskriminierung und für Gleichstellung behinderter Menschen".
Thematische Schwerpunkte des Arbeitskreises für den Berichtszeitraum:

· Nachbereitung des 23. Bremer Protesttages vom 5. Mai 2015

· Vorbereitung und Durchführung des 24. Bremer Protesttages vom 3. Mai 2016

· Vorbereitung und Durchführung des 21. Bremer Behindertenparlaments vom 3. Dezember 2015
· Planung des Behindertenparlamentes im Dezember 2016
· Bearbeitung und Diskussion der Antworten von Verwaltung und Politik auf die Beschlussvorschläge der Fraktionen behinderter Menschen des 21. Bremer Behindertenparlaments

· Zusammenarbeit mit dem Landesbehindertenbeauftragten

· Beschäftigung mit den Inhalten der UN-Behindertenrechtskonvention unter Leitung des Landesbehindertenbeauftragten

· Beschäftigung mit den Themen aus dem temporären Expertenkreis.
6.2 Forum Barrierefreies Bremen
Das Forum Barrierefreies Bremen ist eine Arbeitsgemeinschaft behinderter Menschen, die sich schwerpunktmäßig mit den Bereichen Bauen, Wohnen und Verkehr auf ihren allmonatlichen Sitzungen beschäftigt. Organisiert wird das Forum Barrierefreies Bremen arbeitsteilig von der LAGS und SelbstBestimmt Leben. Dazu gehören die Vorbereitung, Leitung und Nachbereitung der Sitzungen. Den Mitgliedern der Arbeitsgemeinschaft geht es in erster Linie um den Abbau von baulichen Barrieren im öffentlichen Bereich. So setzten sich die Forumsmitglieder im Berichtszeitraum in Verhandlungen mit der Baubehörde und diversen privaten Bauherren für die barrierefreie Gestaltung von Neu- und Umbauten ein.
Thematische Schwerpunkte des Forums für den Berichtszeitraum:

· diverse Bauberatungen für öffentliche und private Bauherren bzw. –träger
· Kooperationsgespräche mit der BSAG (neue Elektro-Busse der BSAG, Mitnahme von E-Scootern bei der BSAG)
· Rollstuhlplätze in der Glocke

· enge Zusammenarbeit mit dem Behindertenbeauftragten, der regelmäßig an den Sitzungen des Forums teilnimmt.
7. Projekte und Kooperationen
7.1 Mitarbeit in dem Landesteilhabebeirat nach dem Aktionsplan der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen

Im Dezember 2014 hat der Senat der Freien Hansestadt Bremen den Aktionsplan zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention im Land Bremen und die Einrichtung des Landesteilhabebeirats beschlossen. Nach dem Senatsbeschluss soll der Landesteilhabebeirat vor allem die Umsetzung der im Aktionsplan genannten Maßnahmen begleiten. Abgeschlossen wurde die politische Debatte im Januar 2015 mit der Befassung durch die Bremische Bürgerschaft. In den folgenden zwei Monaten wurden nötige Rahmenbedingungen geschaffen, so dass im März 2015 die konstituierende Sitzung des Landesteilhabebeirats in der Bremischen Bürgerschaft stattgefunden hat. Im Landesaktionsplan sowie im Senatsbeschluss wurde festgelegt, dass sich der Teilhabebeirat aus Mitgliedern und Gästen zusammensetzt. Nach der in der konstituierenden Sitzung beschlossenen Geschäftsordnung im März, kommt der Teilhabebeirat mindestens drei Mal jährlich zusammen. Die LAGS setzt sich in dem Teilhabebeirat mit Nachdruck für die Umsetzung der Rechte und Belange von Menschen mit Behinderungen ein.
7.2 Mitarbeit der LAGS in der Sozialdeputation
Seit vielen Jahren ist die LAG Selbsthilfe Bremen e. V. anerkannter und ständiger Gast in der staatlichen (mit Bremerhaven) und städtischen (nur Bremen) Deputation für Jugend, Soziales, Senioren und Ausländerintegration. In der Deputation werden alle wichtigen Maßnahmen, Gesetze und Verordnungen, aber auch die finanziellen Rahmenbedingungen für alle Maßnahmen, die diesen Ressortbereich betreffen, erstmals öffentlich beraten und entschieden.

Der Gaststatus der LAGS Bremen in der Deputation bedeutet, dass wir bei jeder Sitzung anwesend sein und beratend mitreden, aber nicht abstimmen dürfen.

Gleichwohl gelangen wir auf diesem Wege oftmals frühzeitig an Informationen über Maßnahmen und Entwicklungen, die Menschen mit Behinderungen in vielen Lebensbereichen - von der Frühförderung bis hin zur Versorgung im Alter - in vielfältigen sozialen Beziehungen betreffen können.

· Einige Themen der Sozialdeputation im Jahr 2015 / 2016 waren:

· Beschlüsse des 21. Bremer Behindertenparlaments

· Berufung von Frauenbeauftragten in den Wekstätten für behinderte Menschen (WfbM).

· Die finanzielle Unterstützung des Bremer Protesttages gegen Diskriminierung und für die Gleichstellung behinderter Menschen.
Der Einsatz, den die LAGS dort seit vielen Jahren leistet, lohnt sich trotz mancher – manchmal auch unerfreulicher – Auseinandersetzung.
7.4 Dokumentation zum 21. Bremer Behindertenparlament und zum 24. Bremer Protesttag
Die Dokumentation zum 24. Bremer Protesttag und zum 21. Bremer Behindertenparlament wird voraussichtlich im Jahr 2016 fertig gestellt. Die Broschüre kann dann über die Geschäftsstelle der LAGS kostenlos bezogen werden.

7.5 Vierundzwanzigster Bremer Protesttag am 3. Mai 2016
Im Rahmen des Europäischen Protesttages gegen Diskriminierung behinderter Menschen veranstaltete der Arbeitskreis Bremer Protest in diesem Jahr den 24. Bremer Protesttag mit einem Demonstrationszug durch die Bremer Innenstadt und anschließender Kundgebung auf dem Bremer Marktplatz. Das Motto des 24. Bremer Protesttages war: Einfach für alle! Gemeinsam für eine barrierefreie Stadt!

Der Arbeitskreis Bremer Protest ist ein Bündnis von behinderten und nichtbehinderten Menschen und tagt einmal im Monat. Die Organisation des Protesttages erfolgt traditionell durch die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. und dem Landesverband der Gehörlosen sowie der Werkstattrat Bremen in Zusammenarbeit mit weiteren Verbänden der Behinderten-selbsthilfe. Zum Gelingen des diesjährigen Protesttages haben zahlreiche ehrenamtliche Unterstützerinnen und Unterstützer, die sich alle mit Elan in der Vorbereitungs- und Durchführungsphase eingebracht haben, beigetragen. Schwerpunktmäßig beschäftigt sich der AK Protest bereits seit über drei Jahren mit dem Thema „UN-Behindertenrechtskonvention und deren Umsetzung in Bremen“.

Mehr als 300 Menschen mit und ohne Behinderung haben an dem diesjährigen Protestmarsch am 3. Mai, der durch die Bremer Innenstadt bis zum Bremer Marktplatz führte, teilgenommen. Nicht nur die Belange und Bedürfnisse der Menschen mit Behinderungen standen im Vordergrund. Insbesondere setzten sich die Menschen mit Behinderungen für eine barrierefreie Stadt. Mit dem Protesttag sollten nicht nur Politiker und Verwaltung erreicht werden, ebenfalls sollten die Bremer Bürgerinnen und Bürger über Belange der Menschen mit Behinderung informiert und sensibilisiert werden, um somit ein Umdenken anzuregen. Bei Wind und leichtem Regen nahm der Demonstrationszug unter Führung von Florian Grams, dem Leiter des Protestmarsches, um 12 Uhr seinen Anfang am Bremer Hauptbahnhof.

"Einfach für alle! Gemeinsam für eine barrierefreie Stadt! Unter diesem Motto steht unsere heutige Demonstration. Seit vielen Jahren weisen wir an dieser Stelle darauf hin, dass es in der Bremer Innenstadt noch immer Geschäfte gibt, in die Menschen mit Beeinträchtigungen nur schwer hineinkommen, weil die Eingangstüren sich nicht automatisch öffnen und ein sehr hohes Gewicht haben. Neben Karstadt trifft dies auf erschreckend viele Läden zu und jede Tür, durch die Menschen aufgrund ihrer Behinderung nicht oder nur schwer hindurch kommen, ist ausgrenzend!

Wir haben uns mit unseren Demonstrationen für bessere Türen stark gemacht. Andere Menschen haben immer wieder die Verantwortlichen darauf angesprochen und Briefe geschrieben. Nun endlich hat Karstadt sich bereit erklärt, zu prüfen, ob ihr Eingangsbereich zu verbessern ist. Das ist ein Fortschritt! - Auch wenn sich bis jetzt noch nichts verändert hat, hat Karstadt doch eingesehen, dass sie uns und unsere Interessen nicht mehr einfach übergehen können! Nun werden wir genau hinsehen und prüfen müssen, ob den schönen Worten auch Taten folgen! 

Trotzdem machen solche kleinen Erfolge Mut und geben Kraft für die vielen Auseinandersetzungen gegen alle Barrieren, die es immer noch gibt. Deshalb bleiben wir deutlich und laut für eine Gesellschaft, in der niemand mehr ausgegrenzt wird und werden allen Erbauer*innen von Barrieren aller Art auf die Füße treten und rollen!", so Florian Grams. Als Moderator des Protestmarsches äußerte er die Forderungen des Protestmarsches und forderte die Teilnehmer des Demonstrationszuges auf, eigene Positionen und Belange über den Lautsprecherwagen kundzugeben. Das Ziel einer inklusiven Gesellschaft, in der alle die gleichen Rechte haben, ist noch lange nicht erreicht. In einer inklusiven Gesellschaft begegnen sich Menschen mit und ohne Behinderung auf gleicher Augenhöhe und es existieren weder auf den Straßen noch in den Köpfen Barrieren. Um dieses Ziel erreichen zu können, muss vieles verändert und geschaffen werden.

Charlotte Gerlach, Mitglied des Werkstattrates der Elbe-Weser Werkstätten und Vertreterin der Interessen von Menschen mit Behinderung im Inklusionsbeirat in Bremerhaven und im Landesteilhabebeirat, wies ebenfalls auf die vorhandenen Barrieren hin. „Einfach für Alle. Gemeinsam für eine barrierefreie Stadt.“ So lautet das Motto der diesjährigen Kundgebung. Wie ich finde ein breites und wichtiges Themenfeld. In Städten kommen viele unterschiedliche Menschen und damit Bedürfnisse zusammen. Dadurch zeigt sich schnell, wo Menschen mit und ohne Behinderung zu „Behinderten“ gemacht werden. Denn oftmals übt die Gesellschaft mit ihren vielen Bereichen und Facetten, wie zum Beispiel Bauen und Gebäude, Kommunikation oder Fortbewegung zu wenig Rücksicht und sortiert so Menschen wegen ihrer Merkmale und Fähigkeiten aus. Hierdurch werden wir zu „Behinderten“ gemacht. Deshalb fordere ich alle auf die Barrieren in den Köpfen und in den Gemeinden abzubauen und mit mehr Toleranz und Akzeptanz das Schubladendenken einzustellen und mehr gegenseitige Rücksichtnahme aktiv zu leben.

Das bedeutet auch, dass wir allen ermöglichen müssen am gemeinschaftlichen Leben teilzuhaben und Jede und Jeder die Möglichkeit haben muss sich einbringen zu können. Hierzu zählt auch das selbstständige Leben an dem Ort, wo man wohnt. Wir sollten daher bereit sein, die oder den Anderen so anzunehmen, wie er ist, und den Umgang miteinander zu lernen. Denn nur, wenn wir mit Rücksicht aufeinander zugehen und uns zeigen können, dass wir einfach so sind, wie wir sind - mit Stärken und Fähigkeiten aber auch mit Schwächen und Fehlern – dann gelingt ein gemeinschaftliches Miteinander.“ 

Die Bremer Werkstattbeschäftigten forderten ein ausreichendes Einkommen zum Leben. „Wir arbeiten in der Werkstatt Bremen und erhalten für unsere Arbeit ein Entgelt. Aber allein von dem Entgelt können wir nicht leben. Daher erhalten wir einen Lebensunterhalt von der Sozialbehörde. Das Entgelt wird auf die Grundsicherung zusammen mit Sonderzahlungen angerechnet. Nach einer komplizierten Berechnung bleibt uns nicht das volle Entgelt in der Tasche. Wir fordern daher ein Entgelt und auch die Sonderzahlung abzugsfrei in unsere Tasche. Folgerichtig fordern wir das Bedingungslose Grundeinkommen, so zum Beispiel 1000,- Euro netto monatlich“, so die Werkstattbeschäftigten.

Wir möchten, dass Formulare in Ämtern in leichter Sprache geschrieben werden. Des Weiteren fordern wir die medizinischen Berufe auf, in Gesprächen mit Patienten einen leicht verständlichen Sprachstil zu verwenden, z.B. wenn es um ärztliche Befunde geht. Wir sehen, dass sich seit Beginn unserer Protesttage schon Einiges auf dem richtigen Weg befindet, aber – bei allem Respekt – das langt bei Weitem noch nicht. Wir möchten dass ALLE Menschen sich untereinander verständigen können.

Darüber hinaus wurden mehr Stellplätze für Rollstühle in Bussen und Bahnen verlangt: „In den Bussen und Bahnen der BSAG sind zu wenige Stellplätze für Rollstuhlfahrer, so dass nur ein Rollstuhlfahrer in jedem Fahrzeug Platz hat. Schön wäre es, wenn es eine Möglichkeit gäbe, dass mehrere Rollstuhlfahrer in den Bussen und Bahnen Platz fänden. Es ist schwer, einen Ausflug zu machen, wenn mehrere Rollstuhlfahrer in einem Bus oder einer Bahn zusammen fahren.“

Aber auch über das bereits Erreichte wurde am Protesttag berichtet. „Nach langem Kampf und Suche nach Unterstützung gibt es jetzt einen Erfolg zu vermelden: Wir Frauen in Werkstätten und oder Wohneinrichtungen können jetzt unsere Frauenbeauftragte selber wählen, denn mit der neuen Werkstättenmitwirkungsverordnung werden uns in diesem Punkt keine Steine mehr in den Weg gelegt. Wie schon ein alter erfahrener Werkstattrat immer sagte: „Wer kämpft, kann verlieren, wer nicht kämpft, hat verloren“. Also liebe Kollegen und Kolleginnen, traut euch für eure Wünsche zu kämpfen. Was wir jetzt aus der neuen Lage machen, liegt allein in unserer Hand, was wir daraus machen. Was wir noch von dem Senat fordern, ist über die Finanzierung der Vertrauensfrau nachzudenken“, so die Frauen aus den Werkstätten.

Martina Reicksmann, vom Blinden- und Sehbehindertenverein in Bremen, kritisierte in ihrer Rede den Referentenentwurf des Bundesteilhabegesetzes. „Mit einem guten halben Jahr Verspätung wurde heute vor einer Woche der Referentenentwurf des Bundesteilhabegesetzes veröffentlicht. Er erfüllt ganz und gar nicht unsere Erwartungen. Deshalb wendet sich der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband und mit ihm der Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen an Bund und Länder: Eine Teilhaberechtsreform, die sich den Grundsätzen der UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet sieht, muss die Situation behinderter Menschen spürbar verbessern – mit dem Ziel voller, wirksamer und gleichberechtigter Teilhabe.

Wir sind enttäuscht, dass die spezifischen Belange blinder, sehbehinderter und taubblinder Menschen in einem Reformvorhaben, das behinderten Menschen mehr Selbstbestimmung und bessere Teilhabemöglichkeiten verspricht, nicht durch bedarfsgerechte Teilhabeleistungen abgebildet werden. Wir sind zutiefst besorgt, dass mit dem Bundesteilhabegesetz Leistungseinschränkungen bei der sozialen Teilhabe in Freizeit, Kultur und Ehrenamt, bei gesundheitsbezogenen Teilhabeleistungen, bei Hilfsmittelversorgung, Bildung und Mobilität drohen. Wir kritisieren scharf, dass die Teilhaberechtsreform zunehmend auf Basis fiskalischer Erwägungen und finanzpolitischer Verteilungskämpfe verhandelt wird.

Wir fordern unter anderem:

1.
Teilhabeleistungen sind Nachteilsausgleiche und keine Almosen. Um chancengleich in der Mitte der Gesellschaft leben zu können, darf das Einkommen und Vermögen behinderter Menschen und ihrer Angehörigen nicht länger auf erforderliche Teilhabeleistungen angerechnet werden. Es ist daher inakzeptabel, dass das Bundesteilhabegesetz keine klare und verbindliche Perspektive zum Ausstieg aus dem Bedürftigkeitsprinzip aufzeigt, ja nicht einmal einen Prüfauftrag zur künftigen Abschaffung der Einkommens- und Vermögensberücksichtigung formuliert.

2.
 Sehbehinderte Menschen dürfen nicht von Leistungen der Eingliederungs-hilfe ausgeschlossen werden. Vollkommen inakzeptabel ist die beabsichtigte Konzentration der Eingliederungshilfe allein auf die Menschen, die in fünf von neun Lebensbereichen technische oder personelle Hilfe benötigen. Es darf nicht passieren, dass beispielsweise sehbehinderten jungen Menschen die Aufnahme eines Hochschulstudiums allein deshalb unmöglich wird, weil die oft teuren Hilfsmittel oder Studienassistenz nicht mehr wie bisher über die Eingliederungshilfe finanziert werden können, oder dass sehbehinderten Schülern der Erwerb des Abiturs unmöglich wird, nur weil ab der Oberstufe niemand mehr ihre Hilfsmittel bezahlt. Es darf auch nicht passieren, dass sehbehinderte Menschen davon ausgeschlossen werden, sich ehrenamtlich zu engagieren, weil sie von vornherein keinen Zugang zu den Unterstützungsleistungen der Eingliederungshilfe mehr haben.

3.
Im Alltag sind Hilfsmittel gerade für blinde, sehbehinderte und taubblinde Menschen unverzichtbar. Der weite Hilfsmittelbegriff, der bislang auch Gebrauchsgegenstände des täglichen Lebens einbezieht, beispielsweise spezielle Beleuchtungssysteme, darf nicht abgeschafft werden.

4.
 Mit dem Bundesteilhabegesetz muss Taubblindheit als Behinderung eigener Art endlich anerkannt werden, ebenso die damit verbundenen Bedarfe. Das im Schwerbehindertenausweis neu vorgesehene Merkzeichen muss „TBl“ heißen. Eine Bagatellisierung dieser schwerwiegenden Teilhabeeinschränkung, wie sie durch das vorgesehene Merkzeichen „aHS“ für „außergewöhnlich hörsehbehindert“ droht, und die dahinter stehende Absicht, das Merkzeichen dauerhaft nicht mit den Nachteilsausgleichen zu verknüpfen, die es für blinde und gehörlose Menschen gibt, wird von uns aufs Schärfste verurteilt. Die erforderliche Unterstützung, u. a. durch spezielle Assistenz- und Dolmetscherleistungen, muss sichergestellt werden, was im Gesetz Nachbesserungen bei der Ausgestaltung der Assistenzleistungen und der Leistungen für Kommunikation erfordert. Wir fordern, was unser Recht ist: ein Gesetz, das der UN-Behindertenrechtskonvention entspricht und den verschiedenen Behinderungsarten gerecht wird. Wir fordern die verantwortlichen Politiker im Land Bremen auf, im Gesetzgebungsverfahren auf Nachbesserungen am Bundesteilhabegesetz hinzuwirken.“

Kurz vor 15 Uhr beendete Wilhelm Winkelmeier die Kundgebung mit dem Aufruf, die Umsetzung der verschiedenen Forderungen engagiert zu verfolgen, und versprach ein Wiedersehen beim 25. Protesttag im nächsten Jahr. Sowohl die Redebeiträge während des Demonstrations-zuges durch die Bremer Innenstadt als auch bei der Kundgebung auf dem Bremer Marktplatz wurden in Gebärdensprache übersetzt. Über den 24. Protesttag wurde auf der Homepage Radio Bremens berichtet sowie ein Fernsehbeitrag am 3. Mai 2016 in buten un binnen gesendet.
7.6 Einundzwanzigstes Bremer Behindertenparlament am 3. Dezember 2015
Im Rahmen des Welttages gegen die Diskriminierung von Menschen mit Be-hinderungen führte der Arbeitskreis Bremer Protest am 3. Dezember 2015 im Plenarsaal der Bremischen Bürgerschaft das 21. Bremer Behindertenparlament unter dem Motto: Inklusion – Wir bestimmen unser Leben! durch. Bereits vor fünf Jahren (März 2009) ist in Deutschland das „Übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen“(UN-BRK) in Kraft getreten. Zahlreiche Rechts- und Regelungsbereiche fallen dabei in die Zuständigkeit der Länder. Auch das Bundesland Bremen ist in der Verpflichtung, aktiv die Inhalte der Konvention umzusetzen und darauf zu achten, alle Gesellschaftsbereiche zur Partizipation aufzurufen, da all diese von der Konvention betroffen sind. Auch im Rahmen des diesjährigen Behindertenparlaments wurden verschiedene Anforderungen an den vom Land zu erstellenden Aktionsplan für Bremen und Bremerhaven benannt. Die Einbeziehung von Menschen mit Behinderung sowie ihrer Verbände von Beginn an und auf gleicher Augenhöhe ist hier von entscheidender Bedeutung. Zu diesem Zweck trafen sich ca. 150 Menschen mit und ohne Behinderung am 3. Dezember 2015 zum 21. Mal im Plenarsaal der Bremischen Bürgerschaft.

Das 21. Bremer Behindertenparlament wurde durch den Präsidenten, Florian Grams, eröffnet. Er begrüßte den Präsidenten der Bremischen Bürgerschaft, Christian Weber, den Landesbehindertenbeauftragten, Dr. Hans-Joachim Steinbrück und den Stadtrat Uwe Parpart.

Der Bürgerschaftspräsident Christian Weber begrüßte die Anwesenden herzlich und richtete sein Grußwort an die Behindertenparlamentarier. Er freue sich, dass das 21. Bremer Behindertenparlament, das zu einer schönen Tradition geworden ist, wieder in der Bremischen Bürgerschaft stattfinden kann. Wie im Jahr zuvor betonte Herr Weber, dass Behindertenrechte Menschenrechte sind, zu denen sich Bremen bekennt und diese auch umsetzen muss. Aber Worten müssen auch Taten folgen. Weiterhin bleibt das Ziel: weitreichende Barrierefreiheit im öffentlichen Personennahverkehr, auf den Fußwegen und in der Kommunikation zu erreichen. Niemand darf benachteiligt werden, so Christian Weber weiter. Nach wie vor bleibt das Bremer Behindertenparlament eine der bedeutendsten Interessensvertretungen behinderter Menschen in Bremen, die mit ihren begründeten Anträgen und Vorschlägen das politische Tun und Denken sowohl beeinflusst als auch unterstützt. Er freut sich auf das Wiedersehen und wünscht allen Parlamentariern einen interessanten und erfolgreichen Verlauf für die heutige Sitzung.

In seinem Grußwort dankte Dr. Steinbrück, der Landesbehindertenbeauftragte des Landes Bremen, der Bremischen Bürgerschaft für die Möglichkeit, das Bremer Behindertenparlament, bei dem wichtige behindertenpolitische Themen behandelt werden, im Plenarsaal durchführen zu können. Obwohl Deutschland zu den reichsten Ländern zählt, muss noch viel getan werden, um Barrierefreiheit zu erreichen. Nicht nur im Nahverkehr, in öffentlichen Gebäuden und auf Plätzen muss eine Zugänglichkeit ermöglicht werden, sondern auch zu Gütern und Dienstleistungen, so Dr. Steinbrück. Diese müssen so gestalten werden, dass sie von Menschen mit Behinderung auch tatsächlich genutzt werden können. Hier, in Deutschland, besteht noch ein großer Nachholbedarf, betonte Dr. Steinbrück. Die Anträge, die in der heutigen Sitzung behandelt werden, zeigen, dass noch viele Punkte im Land Bremen bestehen, die bearbeitet werden müssen. Dabei geht es nicht nur um Verbesserungen in vielen Lebensbereichen, sondern auch um die Verhinderung einer Verschlechterung der Situation von Menschen mit Behinderung. Alle Menschen mit Behinderung haben das Recht gleichberechtigt an der Gesellschaft teilzuhaben. Deshalb ist es sehr wichtig, dass Menschen mit Behinderung sich zusammen tun und sich für ihre Interessen einsetzen und deutlich machen, dass sie selbstbestimmt an dieser Gesellschaft teilhaben und sie mitgestalten, so Dr. Steinbrück in seiner Rede. Den Parlamentariern wünschte er ein gutes 21. Bremer Behindertenparlament und freue sich auf weitere Diskussionen heute.

An dem Bremer Behindertenparlament teilzunehmen und ein Grußwort zu sprechen, ist eine Ehre für mich, so der Stadtrat Bremerhavens, Uwe Parpart, in seiner Rede. Die Teilhabe von Menschen mit Behinderung verwirklicht sich im Zusammenleben einer Gemeinde aber nur, wenn sie die gleichen Rechte wahrnehmen und im Sinne eines barrierefreien Zugangs zu unterschiedlichen Lebensbereichen am gesellschaftlichen Leben mitwirken können, betonte Uwe Parpart. Menschen mit Behinderung möchten selbstbestimmt, unabhängig und gleichbehandelt – wie andere Menschen auch – sein. Um dieses Ziel und somit ein selbstverständliches Miteinander zu erreichen, ist das Bremer Behinderten Parlament ein außerordentlich wichtiges Instrument. Mit diesen Worten beendete Uwe Parpart sein Grußwort und wünschte allen Parlamentariern eine interessante und erfolgreiche Beratung.

Nach den Grußworten erläuterte Florian Grams, Präsident des Behindertenparlaments, kurz den Ablauf des Parlaments und wünschte den Parlamentariern ein gutes Gelingen.

Im Anschluss an die Grußworte wurden die vorgelegten Beschlussvorschläge der verschiedenen Fraktionen durch die Ab-geordneten vorgestellt.

BV 1:

Fraktion Landesverband der Gehörlosen Bremen e.V.

Thema:
Senioren-Beratungsstelle für gehörlose Menschen!

Rednerin:
Abgeordnete Käthe George – Ehrenvorsitzende

BV 2:

Fraktion der Werkstattbeschäftigten Bremen

Thema:
Finanzierung für die Arbeit der Frauenbeauftragten

Rednerin:
Abgeordnete Bärbel Kersten

BV 3:

Fraktion Blinden- und Sehbehinderten Verein Bremen e.V.

Thema:
Sicherheit für blinde und sehbehinderte Menschen im Straßenverkehr

Rednerin:
Abgeordnete Martina Reicksmann

BV 4:

Fraktion Blinden- und Sehbehinderten Verein Bremen e.V.

Thema:
Bearbeitung Anträge Landespflegegeld wegen Blindheit

Rednerin:
Abgeordnete Martina Reicksmann

BV 5:

Fraktion SelbstBestimmt Leben Bremen

Thema:
Stadtführer barrierefreies Bremen

Redner:
Abgeordneter Wilhelm Winkelmeier

BV 6:

Fraktion Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv – Menschen mit Beeinträchtigungen in der SPD – Landesorganisation Bremen

Thema:
Einrichtung eines Medizinischen Zentrums für Erwachsene mit Beeinträchtigungen bis zum Jahr 2017

Redner:
Abgeordneter Alexander Jung

BV 7:

Fraktion Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv – Menschen mit Beeinträchtigungen in der SPD – Landesorganisation Bremen

Thema:
Psychische und seelische Notsituationen finden nicht nur tagsüber statt - Angebot des Krisendiensts wie bisher erhalten

Redner:
Abgeordneter Udo Schmidt

BV 8:

Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser-Werkstätten gGmbH, Bremerhaven

Thema:
ÖPNV – Straßenbahnen und Linienbusse im Lande Bremen

Rednerin:
Abgeordnete Charlotte Gerlach

BV 9:

Fraktion der Werkstattbeschäftigten Bremen

Thema:
Mitnahme von Menschen mit Gehbehinderung in der BSAG

Redner:
Abgeordneter Mirko Mucha

BV 10:
Fraktion Werkstattrat der Elbe-Weser-Werkstätten gGmbH, Bremerhaven

Thema:
Leistungen aus einer Hand – Sozialleistungen und Entgelte

Redner:
Abgeordneter Alexander Jung

BV 11:
Fraktion Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv – Menschen mit Beeinträchtigungen in der SPD – Landesorganisation Bremen

Thema:
Grundgesetz in leichter Sprache

Rednerin:
Abgeordnete Caroline Weisenbach

BV 12:
Fraktion Arbeitsgemeinschaft Selbst Aktiv – Menschen mit Beeinträchtigungen in der SPD – Landesorganisation Bremen

Thema:
Mit Rollstuhl und Rollator ins Rathaus kommen können -Barrierefreien Vordereingang am Bremer Rathaus schaffen

Redner:
Abgeordneter Harald Metzdorf

BV 13:
Fraktion der Werkstattbeschäftigten Bremen

Thema:
Anrechnung der Sonderzahlung

Redner:
Abgeordneter Uwe Lange

Die mehrheitlich verabschiedeten Beschlussvorschläge des 21. Bremer Behindertenparlaments wurden den zuständigen senatorischen Dienststellen, dem Senat und der Bürgerschaft zur weiteren Befassung zugeleitet. Nach der Abstimmung über die Beschlussvorlagen beendete Florian Grams in seiner Funktion als Präsident des Parlaments das 21. Bremer Behindertenparlament, dankte für die gute Zusammenarbeit und verabschiedete die Parlamentarier.

In verschiedenen lokalen Medien wurde das 21. Bremer Behindertenparlament erwähnt. Die betreffenden Artikel sind in den Ausgaben des Weser Kuriers vom 04. Dezember 2015, in der Kreiszeitung Syke vom 04. Dezember 2015 und in einem Fernseherbeitrag in buten un binnen Bremen vom 4. Dezember 2015 zu finden. Alle Beschlussvorschläge können in Kopie bezogen werden über die Geschäftsstelle der LAG Selbsthilfe behinderter Menschen e.V., Waller Heerstraße 55, 28217 Bremen, Tel.: 0421/ 38 777-14, Fax: 0421/ 38 777-99, Email: info@lags-bremen.de.
7.7 LAGS als Mitunterzeichner der Bremer Pflegeinitiative gegen den Fachkräftemangel
Die LAGS unterstützt die Bremer Pflegeinitiative gegen den Fachkräftemangel und ist gemäß der Rahmenvereinbarung als Partner zugehörig.
7.9 LAGS Bremen e.V. - Regionalpartner der Aktion Mensch seit 10 Jahren
Der Familienratgeber als ein Angebot der Aktion Mensch ist für persönlich Be-troffene ebenso interessant wie für Beratungsstellen oder Servicestellen, die das In-ternet-Angebot zur Unterstützung der täglichen Arbeit nutzen können. Bundesweit sind auf diese Weise aktuell über 25.000 Adressen verfügbar, die von über 150 Regionalpartnern gepflegt werden. Seit 9 Jahren ist die LAGS Bremen e.V. der Regionalpartner für Bremen, Bremerhaven und das niedersächsische Umland und hat die Adressendatei kontinuierlich auf aktuell ca. 286 Adressen mit ca. 500 Angeboten erweitert.

So ist es betroffenen Familien als auch professionellen Anbietern möglich, gezielt Adressen zu unterschiedlichen Rubriken wie z.B. Frühförderung, Wohnen, Freizeit-gestaltung oder Arbeit zu finden.

Die Verfügbarkeit bundesweiter Adressen ist z.B. ein Vorteil, wenn eine Familie in ein anderes Bundesland oder auch nur eine andere Region umziehen und sich vorab einen Überblick über die Infrastruktur vor Ort verschaffen möchte.

Des Weiteren finden Interessierte auf der Homepage des Familienratgebers (www.familienratgeber.de) Informationen zu aktuellen Themen, aktuelle Veröffentli-chungen und Ankündigungen für Filme, Fernsehsendungen und Bücher, die dem Thema Behinderung gewidmet sind, Foren zu diversen Themen, auf denen sich Betroffene austauschen können u.v.m.

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit für eine Online-Beratung für Frauen mit Behinderung und Gewalterfahrung über Skype.

7.10 Trägerunabhängige Beratung zum Persönlichen Budget
Die Landesarbeitsgemeinschaft Selbsthilfe behinderter Menschen Bremen e.V. berät seit Anfang 2009 unabhängig über das Persönliche Budget. Die kostenlose Beratung richtet sich an Menschen mit Behinderung und deren Angehörige aus Bremen und Bremerhaven. Seit dem 1. Januar 2008 haben Menschen mit Behinderung einen Rechtsanspruch auf ein trägerübergreifendes Persönliches Budget. Dieser Anspruch ergibt sich aus den entsprechenden Regelungen im Sozialgesetzbuch (SGB IX) – Rehabilitation und Teilhabe. Dadurch können Empfänger von Sozialleistungen von den Rehabilitationsträgern anstelle von Dienst- oder Sachleistungen zur Teilhabe ein Budget wählen. Hieraus bezahlen sie die Aufwendungen, die zur Deckung ihres persönlichen Hilfebedarfes erforderlich sind. Damit werden behinderte Menschen zu Budgetnehmern, die den Einkauf der Leistungen eigenverantwortlich, selbständig und selbstbestimmt regeln können. Da diese neue Leistungsform viele Fragen aufwirft, hatte sich die Senatorin für Soziales dazu entschieden, ein Modellvorhaben zur trägerunabhängigen Beratung aufzulegen. Die LAGS Bremen wurde als eine von insgesamt drei unabhängigen Bremer Beratungsstellen ausgewählt. Weitere unabhängige Beratungsstellen: Selbstbestimmt Leben und Selbsthilfe Sozialzentrum Bremen Nord.

Ziel des Modellvorhabens war eine umfassende Information ratsuchender Menschen zur möglichen Umsetzung eines Persönlichen Budgets. Die Beratung bei der LAGS wurde u.a. von einer sozialrechtserfahrenen Anwältin durchgeführt. Das Beratungsangebot richtete sich zudem an Gehörlose. Hierzu wurde mit dem Landesverband der Gehörlosen eine Kooperationsvereinbarung getroffen, wonach dieser bei Beratungsanfragen von Gehörlosen kostenlos einen Gebärdensprachdolmetscher zur Verfügung stellte. Trotz der ausgelaufenen Förderung berät die LAGS Bremen selbstverständlich weiterhin und kostenlos alle Interessierten zum Thema.

7.11 EURO-WC Schlüssel über LAGS beziehbar
In öffentlichen Gebäuden, bei denen die technische Ausstattung einiger Toiletten speziell für die Benutzung von Menschen mit körperlichen Einschränkungen ausgestattet wurden, z.B. für Benutzer von Rollstühlen etc., sind diese Türen oft nur durch Verwendung gleichschließender Türschlösser begehbar. Hierzu benötigt man einen Euro-WC-Schlüssel, damit nur betroffene Menschen Zugang haben!

Ursprünglich wurden diese Toilettenanlagen auf Autobahn-Raststätten - auch in anderen europäischen Ländern - konzipiert. Es gibt derart gesicherte Anlagen zwi-schenzeitlich auch in öffentlich genutzten Gebäuden, in denen keine ständige Auf-sicht zur Verfügung steht, aber auch in größeren Einkaufszentren, in Veranstal-tungshäusern und einigen Gaststätten.

Menschen mit außergewöhnlichen Behinderungen, die eines der nachstehenden Merkzeichen im Schwerbehinderten-Ausweis haben, können - bei Vorlage einer Ausweiskopie (Vorder- und Rückseite) - problemlos einen Euro-WC-Schlüssel er-werben:

Rollstuhlfahrer (aG); Blinde (BL); Schwerbehinderte, die hilfsbedürftig sind (H); Sto-maträger ab (50%); und gegebenenfalls eine Begleitperson (B) benötigen; oder das Merkzeichen (G) und den Grad der Behinderung von 70% aufwärts bzw. 90% oder 100% im Ausweis haben.

An Multipler Sklerose (MS), Morbus Crohn oder Colitis ulcerosa erkrankte Menschen (die zum Teil keinen Ausweis oder nur 50 bzw. 60% haben) benötigen zusätzlich eine ärztliche Bescheinigung.

Der Selbstkostenpreis für einen Euro-WC-Schlüssel beträgt € 20,-

Sie erhalten diesen Schlüssel gegen Vorauskasse und Vorlage der Ausweiskopien über die Geschäftsstelle der LAGS. Ein Service der LAGS Bremen!

7.12 Entwicklung der Rechtsverordnungen zum Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz (BremBGG)
Am 27. September 2005 traten die drei Rechtsverordnungen zum Bremischen Behindertengleichstellungsgesetz in Kraft. Es handelt sich dabei um die Gestaltung barrierefreier Informationstechnik und um die Gestaltung von Dokumenten für blinde und sehbehinderte Menschen sowie die Verwendung von Gebärdensprache und anderen Kommunikationshilfen im Verwaltungsverfahren.

Die Rechtsverordnungen waren mit einer Laufzeit bis zum 31.12.2010 ausgestattet. Daher wurde bereits Ende 2009 eine Arbeitsgruppe unter Beteiligung der LAGS Bremen e.V. eingerichtet, um die Folgenabschätzung der drei Rechtsverordnungen vorzunehmen. In einem ersten Schritt versuchten die Teilnehmer, Erfahrungen im Umgang mit den Verordnungen zu sammeln. Beim zweiten Treffen wurden konkretere Überlegungen und Vorschläge zu gewissen Veränderungen getroffen.

Das Kompetenzzentrum für die Gestaltung der Informationssysteme (www. ko-gis.bremen.de) hat in der Vergangenheit bereits einige Internetauftritte barrierefrei gestaltet. Dazu gehört neben den Bildbeschreibungen für Sehbehinderte beispiels-weise auch ein Video in Gebärdensprache für Gehörlose. Dieses Angebot könnte weiter ausgebaut werden, wünschenswert sind hier auch Texte in leichter Sprache. Bei den Dokumenten für Blinde und sehbehinderte Menschen wurde u.a. die meist unpassende Formatierung von Texten kritisiert, die z.B. mit MS Word verfasst wer-den. Zukünftig wäre ein Angebot auf CD oder als E-Mail angebrachter als die Aus-gabe auf Cassette oder in Punktschrift. 

Die Kommunikationshilfeverordnung, in der u.a. der Anspruch auf Gebärdensprachdolmetscher im Verwaltungsverfahren gesichert ist, wurde in den allgemeinen Ausführungen dahingehend angepasst, dass für Dolmetschereinsätze in den Bereichen Schule und Kindergarten ebenfalls ein Rechtsanspruch besteht. Die „Empfehlung zur Bezuschussung von Kosten für GebärdensprachdolmetscherInnen-Leistungen“, auf die in der Verordnung Bezug genommen wurde, existiert inzwischen bereits nicht mehr. Stattdessen wird in anderen Gesetzesbereichen nach dem Justizvergütungs- und –entschädigungsgesetz (JVEG) bezahlt. Dies wurde ebenfalls in der neuen Verordnung übernommen. Alle drei Rechtsverordnungen wurden in der aktuellen Version im Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen vom 10. Dezember 2012 – H 3234 veröffentlicht und sind somit ein geltendes Recht.

8. Zusammenschluss verbandsklageberechtigter Verbände
Auf Einladung des Landesbehindertenbeauftragten, Dr. Joachim Steinbrück, treffen sich bei Bedarf Vertreter der Behindertenverbände, die auf der Landesebene die Berechtigung haben, bei Verstößen gegen Bestimmungen des Bremischen Behindertengleichstellungsgesetzes (BremBGG), das Mittel der Verbandsklage (§ 12 BremBGG) einzusetzen. Ziel ist es, durch eine bessere Abstimmung und Kooperation der berechtigten Verbände, einen optimalen Einsatz und Wirkung des Mittels der Verbandsklage zu erzielen. Gleichzeitig werden die Möglichkeiten der finanziellen Risiken beim Einsatz des Mittels der Verbandsklage optimiert und auf mehrere „starke Schultern“ verteilt.

Die Vertreter der Verbände verbindet ihre Absicht, dass BremBGG in der Öffentlichkeit und gegenüber der Politik mit Nachdruck zu vertreten und ihm mehr Geltung zu verschaffen. Dabei soll auch die Stellung des Landesbehindertenbeauftragten verstärkt und nachhaltig unterstützt werden.

Beteiligte Verbände sind: Blinden- und Sehbehindertenverein Bremen; Landesverband der Gehörlosen Bremen; LAG Selbsthilfe Bremen; Lebenshilfe Bremen; SelbstbestimmtLeben Bremen; Sozialverband Deutschland, LV Bremen. Das Thema des Jahres 2015 / 2016 war die Mitarbeit bei dem Landesteilhaberat Bremen.
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